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Einleitung 
Im Zentrum von Oberwesel (Am Schaarplatz) wird ein Wohn- und Geschäftsgebäude mit 
einer Nutzfläche von rund insgesamt 2.070 m² neu errichtet. Neben einem Hotel- und einem 
Gastronomiebetrieb sind in den oberen Geschossen hochwertige Wohnräume geplant. Au-
ßerdem ist eine Tiefgarage mit zwei Parkebenen vorgesehen. Der Komplex entsteht anstelle 
der alten Bebauung, die dafür abgerissen wurde. Dadurch fügt sich der Neubau in die be-
stehende Bebauung ein. 

Auf dem Hintergrund eines energieeffizienten Bauens in der Stadtsanierung bietet sich das 
Objekt als Modellprojekt an. Die zentrale Lage im Welterbe Mittelrheintal ist von besonderer 
Bedeutung. Zum Ausbau des Tourismus in der Region ist das Vorhalten moderner Hotelle-
rie- und Gastronomiebetriebe notwendig. Dazu müssen auch Altstadtbebauungen umgebaut 
oder erneuert werden. Diese Bauaktivitäten beinhalten die energetische Modernisierung un-
ter Einbindung regenerativer Energien. 

Das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes, das am 1. Januar 2009 in Kraft treten wird, 
sieht eine Nutzungspflicht für regenerative Energien vor. Idealerweise werden die regionalen 
Potenziale genutzt. Ein weiterer für das Mittelrheintal wichtiger Aspekt ist die Belastung 
durch Emissionen. Speziell durch den Einsatz von strombasierten Systemen, wie z. B. Wär-
mepumpen, kann vor Ort emissionsfrei Energie zur Verfügung gestellt werden. 

Allerdings muss im ersten Schritt ein großer Wärmebedarf vermieden werden, indem ein 
möglichst hoher Wärmedämmstandard umgesetzt wird. Der vermiedene Wärmebedarf be-
wirkt den größten Einspareffekt. Erst im zweiten Schritt sollte darauf aufbauend die Anlagen-
technik so ausgewählt werden, dass eine energieeffiziente Energieversorgung auch unter 
dem Einsatz erneuerbarer Energien erreicht wird. 

Auf dem Wärmedämmstandard, der sich an der gültigen Energieeinsparverordnung (EnEV 
2007) orientiert, basieren Verbesserungen der wärmeübertragenden Bauteile in der Gebäu-
dehülle. Im Vergleich zum EnEV-Standard werden die Einsparpotenziale bestimmt und wirt-
schaftlich bewertet. Hierzu werden auch innovative Dämmstoffe betrachtet, die eine niedri-
gere Wärmeleitfähigkeit aufweisen und damit geringere Dämmstärken erfordern. 

Nach Festlegung des Wärmedämmstandards werden Varianten zur Wärmeerzeugung ge-
genübergestellt. In der Variantenauswahl wird die zukünftige Gesetzgebung berücksichtigt. 
In der Basisvariante wird als konventionelle Wärmeerzeugung ein Erdgasbrennwertkessel zu 
Grunde gelegt. Als Alternative dazu wird der Einsatz einer Wärmepumpe geprüft. Die Be-
wertung erfolgt in einer Emissionsbilanz und in einer Wirtschaftlichkeitsberechnung. 

 

Im Rahmen des Energiekonzepts wird der Energiebedarfsausweis für den Gebäudekomplex 
getrennt nach Nichtwohngebäude und Wohngebäude erstellt, da für die Berechnungen un-
terschiedliche Normen anzuwenden sind. 

In der abschließenden Zusammenfassung werden die Ergebnisse der Untersuchung darge-
stellt, sodass diese als Entscheidungshilfe beitragen können. 
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1 Wärmedämmstandard 
Der Gebäudekomplex besteht aus einer zweistöckigen Tiefgarage und mehrgeschossigen 
Gebäudeteilen, die überwiegend an beheizte Nachbargebäude angrenzen. Teilweise sind 
Flachdächer, u. a. auch begrünt, sowie Satteldächer mit großen Gauben geplant. Die Dach-
geschosse werden komplett ausgebaut und sind in das beheizte Gebäudevolumen einge-
schlossen. 

Für einige Gebäudeteile muss der Denkmalschutz berücksichtigt werden, sodass sich die 
Fassaden unterscheiden. 

 

 
Abbildung 1-1 Ansicht Rathausstraße (Quelle: Planungsgruppe4) 

 

 
Abbildung 1-2 Ansicht Schaarplatz (Quelle: Planungsgruppe4) 
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Abbildung 1-3 Ansicht Rheinstraße (Quelle: Planungsgruppe4) 

 

 

Um das Objekt als Modellprojekt darstellen zu können, ist ein besserer Wärmedämmstan-
dard als nach den Mindestanforderungen der Energieeinsparverordnung 2007 erforderlich. 
Der Wärmedämmstandard wird im Wesentlichen durch die Transmissions- und Lüftungs-
wärmeverluste bestimmt. 
Die Dämmung der einzelnen Bauteile in der wärmeumschließenden Gebäudehülle ermög-
licht eine Verringerung der Transmissionswärmeverluste. Hier ist zu berücksichtigen, dass 
der Neubau zwischen bestehender Nachbarbebauung errichtet wird und somit die bebauba-
re Grundfläche begrenzt. In der Planung ist zwischen einer möglichst großen Nutzfläche und 
einer großen Dämmstärke abzuwägen. 
Anstelle der Fensterlüftung reduziert der Einsatz einer mechanischen Be- und Entlüftungs-
anlage mit Wärmerückgewinnung zur kontrollierten Lüftung die Lüftungswärmeverluste. 
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Zur Berechnung der Transmissionswärmeverluste sind die U-Werte relevant. Die aktuelle 
Energieeinsparverordnung EnEV 2007 nennt die derzeit zulässigen Höchstwerte für die ein-
zelnen Bauteile. Im Rahmen der Klimaschutzgesetzgebung wird die Verschärfung der 
U-Werte und des Primärenergiebedarfs diskutiert. Es besteht die Überlegung, die zulässigen 
Höchstwerte der U-Werte um 30 % in einer ersten Stufe in 2009 und um weitere 30 % bezo-
gen auf 2009 in einer zweiten Stufe in 2012 zu senken. 

Zum Vergleich sind in der Tabelle die derzeit gültigen Höchstwerte der U-Werte nach EnEV 
2007 und die geplanten Höchstwerte nach dem Entwurf zur EnEV 2009 aufgeführt. 

 

Tabelle 1-1 zulässige Höchstwerte der U-Werte nach EnEV für Wohngebäude und Zonen 
von Nichtwohngebäuden mit Innentemperaturen ³  19°C 

 Höchstwert U-Wert 
EnEV 2007 

Höchstwerte U-Wert 
Entwurf EnEV 2009 

Außenwände 0,45 0,24 

außenliegende Fenster, Fenstertüren und 
Dachflächenfenster 

1,70 1,30 

außenliegende Fenster, Fenstertüren und 
Dachflächenfenster mit Sonderverglasung 

2,00 2,00 

Decken, Dächer und Dachschrägen 0,30 0,24 

Flachdächer 0,25 0,20 

Decken und Wände gegen unbeheizte Räume 
oder Erdreich 

0,50 0,30 

Fußbodenaufbauten 0,50 0,50 

Decken nach unten gegen Außenluft 0,40 0,24 

 

 

Als Grundlage zur Optimierung des Wärmedämmstandards dient der EnEV-Standard, der 
als Mindestanforderung einzuhalten ist. Da sich im geplanten Neubau sowohl Wohnungen 
als auch ein Hotel- und Gaststättenbetrieb befindet, müssen die Berechnungen für die jewei-
lige Nutzung getrennt nach Wohngebäude und Nichtwohngebäude durchgeführt werden. Für 
die Berechnung des Wohn- und Nichtwohngebäudes greifen unterschiedliche Normen. Für 
Wohngebäude ist die DIN V 4701-10 und für Nichtwohngebäude die DIN V 18599 anzuwen-
den. 
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1.1 EnEV-Standard 

Für den Gebäudekomplex wurden zunächst in der Berechnung des Jahreswärmebedarfs 
nach DIN V 4701-10 (Wohngebäude) und DIN V 18599 (Nichtwohngebäude) die Höchstwer-
te der U-Werte nach der gültigen EnEV 2007 zu Grunde gelegt. Nur für die Fenster ist mit 
1,3 W/(m²K) ein niedrigerer U-Wert als der Höchstwert mit 1,7 W/(m²K) angesetzt. 

Um die Höchstwerte einzuhalten sind folgende Dämmschichten in den einzelnen Bauteilen 
erforderlich. 

 

Tabelle 1-2 Bauteile EnEV-Standard 

Bauteil Dämmung U-Wert Höchstwert  
U-Wert 

EnEV 2007 

Decke gegen Außenluft 3 cm Trittschalldämmung WLG 040 
5 cm WLG 035 0,39 0,40 

Außenwand 10 cm WLG 035 WDVS / Kerndäm-
mung 0,31 0,35 

Fenster Wärmeschutzverglasung 1,30 1,70 

Flachdach 14 cm WLG 040 0,23 0,25 

Satteldach 12 cm WLG 035 0,29 0,30 

Dachgauben 12 cm WLG 035 0,29 0,30 

 

 

Neben der getrennten Berechnung des Jahreswärmebedarfs erfolgte eine überschlägige 
Gebäudeheizlastberechnung für den gesamten Komplex. In der Berechnung ist keine Zu-
satzaufheizleistung für einen unterbrochenen Heizbetrieb mit Temperaturabsenkung einkal-
kuliert. Unter Einhaltung des mindestens in der EnEV 2007 geforderten Wärmedämmstan-
dards liegen für das Wohngebäude und das Nichtwohngebäude folgender Ergebnisse vor. 
Hierbei wurde berücksichtigt, dass in den Sanitärräumen eine Abluftanlage und in der Gast-
ronomie eine Be- und Entlüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung eingesetzt wird. 

 

Tabelle 1-3 Jahresheizwärmebedarf im EnEV-Standard 

EnEV-Standard  Wohn-
gebäude 

Nichtwohn-
gebäude 

Gebäude-
komplex 

Jahresheizwärmebedarf kWhth/a 65.000 86.000 151.000 

Gebäudeheizlast kWth   100 

Vollbenutzungsstunden 
Raumheizung h/a   1.510 

Bezugsfläche m² 1.287 1.048 2.335 

spez. Jahresheizwärmebedarf kWhth/(m²a) 51 82 65 

spez. Gebäudeheizlast Wth/m²   43 
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Sowohl das Wohn- als auch das Nichtwohngebäude weisen ein relativ niedriges A/V-
Verhältnis von 0,44 bzw. 0,39 auf, was darauf beruht, dass einige Fassadenflächen an be-
heizte Nachbargebäude grenzen und so eine verhältnismäßig kleine wärmeübertragende 
Gebäudehülle vorliegt. Obwohl teilweise dieselben Bauteile im Wohn- und Nichtwohngebäu-
de vorgesehen sind, liegt für das Nichtwohngebäude ein verhältnismäßig hoher Jahresheiz-
wärmebedarf vor. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Berechnungen auf unterschiedli-
chen Berechnungsalgorithmen beruhen und in der DIN V 18599 genormte Nutzungsrandbe-
dingungen für die verschiedenen Zonen hinterlegt sind. 
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1.2 Optimierter Wärmedämmstandard 

Zur Verbesserung des Wärmedämmstandards im Vergleich zum EnEV-Standard werden 
folgende Dämmmaßnahmen vorgeschlagen. Die wesentliche Dämmung der Bauteile ist in 
der Tabelle aufgeführt. 

Neben konventioneller Dämmtechnik wird u. a. für die Außenwanddämmung ein innovativer 
Dämmstoff herangezogen. Es handelt sich dabei um einen auf Phenolharz-Hartschaum ba-
sierenden Dämmstoff mit 0,022 W/(m²K) als Wärmeleitfähigkeit. Er eignet sich z. B. für ein 
Wärmedämmverbundsystem, eine Kerndämmung und als Flachdachdämmung. Für Grün-
dächer kann der Dämmstoff nicht verwendet werden. Beim Einsatz als Dämmung von öffent-
lich zugänglichen Dachterrassen ist baulich eine ausreichende Lastverteilung vorzusehen. 
Als Einsatzgebiet wird hier nur die Außenwanddämmung gewählt, da wegen der begrenzten 
bebaubaren Grundstücksfläche Dämmstoffe mit geringen Schichtdicken und einer niedrigen 
Wärmeleitfähigkeit gefragt sind. 

 
Abbildung 1-4 schematischer Aufbau eines Wärmedämmverbundsystems mit Phenolharz-

Hartschaum (Quelle: Saint-Gobain Weber GmbH) 

 

Neben der besseren Wärmedämmung der Gebäudehülle wird zusätzlich für die Wohnungen 
und die Hotelzimmer eine mechanische Be- und Entlüftungsanlage mit Wärmerückgewin-
nung einbezogen, die die Lüftungswärmeverluste und somit ebenfalls den Jahresheizwär-
mebedarf verringert. Wie im EnEV-Standard wird auch hier weiterhin eine Abluftanlage für 
die Sanitärräume und eine Be- und Entlüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung für die 
Gastronomie berücksichtigt. 
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Tabelle 1-4 Bauteile optimierter Wärmedämmstandard 

Bauteil Dämmung U-Wert Höchstwert  
U-Wert 

EnEV 2007 

Decke gegen Außenluft 3 cm Trittschalldämmung WLG 040 
8 cm WLG 035 0,28 0,40 

Außenwand 16 cm 0,022 W/(m²K) WDVS / Kerndäm-
mung 0,13 0,35 

Fenster Dreifachverglasung, Holzrahmen 0,80 1,70 

Flachdach 14 cm WLG 040 0,23 0,25 

Satteldach 22 cm WLG 035 Zwischensparrendämmung 
2,5 cm WLG 035 Untersparrendämmung 0,17 0,30 

Dachgauben 20 cm WLG 035 Zwischensparrendämmung 
2,5 cm WLG 035 Untersparrendämmung 0,17 0,30 

 

Die U-Werte des gewählten Bauteilaufbaus unterschreiten um 8 % bis 50 % die Höchstwerte 
laut EnEV 2007. Zusätzlich zu besseren U-Werten der Bauteile wurde eine mechanische Be- 
und Entlüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung für die Wohnungen und die Hotelzimmer 
einbezogen, die die Lüftungswärmeverluste gegenüber einer Fensterlüftung deutlich verrin-
gert. 

Der zugehörige Jahresheizwärmebedarf für das Wohngebäude wurde nach DIN V 4701-10 
und für das Nichtwohngebäude nach DIN V 18599 berechnet. Für den gesamten Gebäude-
komplex wurde eine überschlägige Berechnung der Gebäudeheizlast durchgeführt. In der 
Berechnung ist keine Zusatzaufheizleistung für einen unterbrochenen Heizbetrieb mit Tem-
peraturabsenkung einkalkuliert. 

 

Tabelle 1-5 Jahresheizwärmebedarf im verbesserten Dämmstandard 

verbesserter Dämmstandard  Wohn-
gebäude 

Nichtwohn-
gebäude 

Gebäude-
komplex 

Jahresheizwärmebedarf kWhth/a 35.000 61.000 96.000 

Gebäudeheizlast kWth   60 

Vollbenutzungsstunden 
Raumheizung h/a   1.600 

Bezugsfläche m² 1.287 1.048 2.335 

spez. Jahresheizwärmebedarf kWhth/(m²a) 27 58 41 

spez. Gebäudeheizlast Wth/m²   26 

 

Die niedrigeren U-Werte der Bauteile und der Einsatz einer kontrollierten Lüftung mit Wär-
merückgewinnung in den Wohnungen und den Hotelzimmern verringern den Jahresheiz-
wärmebedarf gegenüber dem EnEV-Standard um etwa 46 % beim Wohngebäude und ca. 
29 % beim Nichtwohngebäude. Die Gebäudeheizlast reduziert sich um ungefähr 40 %. 
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1.3 Vergleich des Wärmedämmstandards 

Für die nachfolgende wirtschaftliche Bewertung des Mehraufwands zum Erreichen eines 
besseren Wärmdämmstandards im Vergleich zum EnEV-Standard wird das Einsparpotenzial 
für das Wohn- und Nichtwohngebäude bestimmt. 

 

Tabelle 1-6 Vergleich des Wärmedämmstandards 

  EnEV-Standard verbesserter 
Dämmstandard 

Wohngebäude    

Jahresheizwärmebedarf kWhth/a 65.000 35.000 

Einsparung kWhth/a  30.000 

Nichtwohngebäude    

Jahresheizwärmebedarf kWhth/a 86.000 61.000 

Einsparung kWhth/a  25.000 

Wohn- und Nichtwohngebäude    

Jahresheizwärmebedarf kWhth/a 151.000 96.000 

Einsparung Jahresheizwärmebedarf kWhth/a  55.000 

Heizleistung kWth 100 60 

Einsparung Heizleistung kWth  40 

 

Insgesamt beträgt das Einsparpotenzial bezogen auf den Jahresheizwärmebedarf etwa 
36 % und rund 40 % bezogen auf die Heizleistung. 

 

 

1.4 Wirtschaftlichkeit der Wärmedämmung 

Zur wirtschaftlichen Bewertung des optimierten Wärmedämmstandards werden die Mehrin-
vestitionskosten ermittelt und dem Einsparpotential gegenübergestellt. Die einzelnen Bautei-
le werden separat betrachtet, sodass für jede Maßnahme die zugehörige Amortisationsdauer 
angegeben werden kann. 

Die Kapitalkosten berechnen sich nach der Annuitätenmethode mit 5 % Zinssatz und 30 
Jahren rechnerischer Nutzungsdauer für die Dämmmaßnahmen und 20 Jahre für die me-
chanische Be- und Entlüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung. Anhand des geringeren 
Wärmebedarfs für den besseren Wärmedämmstandard wird die eingesparte Erdgasmenge 
und somit die eingesparten Brennstoffkosten mit einem Arbeitspreis für Erdgas1 von 
7,29 Ct/kWhHo inkl. MwSt. gegenüber dem EnEV-Standard ermittelt. 
Unter der Annahme, dass mit einer mechanischen Be- und Entlüftungsanlage mit Wärme-
rückgewinnung und einer Wärmeversorgung auf Basis einer Wärmepumpe auch die primär-

                                                
1 RWE: Preisblatt Erdgas Optimo maxi (Sonderpreisregelung), gültig ab 1. September 2008 
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energetischen Anforderungen eines KfW 40 Energiesparhauses erfüllt werden, wird für die 
Maßnahmen im Wohngebäude ein zinsgünstiger KfW-Kredit mit 4,22 %1 effektivem Zinssatz 
angesetzt. Dadurch verringern sich die kapitalgebundenen Kosten für das Wohngebäude 
um etwa 2.000 €/a im Vergleich zu 5 % als Zinssatz. 

 

In der Tabelle werden die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung basierend auf den 
abgeschätzten Gesamtinvestitionskosten aufgeführt. Es sind sowohl die Mehrkosten des 
besseren Dämmstoffs zur Außenwanddämmung, der Fenster mit niedrigerem U-Wert als 
auch die Kosten einer Be- und Entlüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung in den Woh-
nungen und Hotelzimmern einbezogen. 

 

Tabelle 1-7 Wirtschaftlichkeit des besseren Wärmedämmstandards 

  Wohngebäude Nicht- 
wohngebäude 

Wohn- + Nicht-
wohngebäude 

Mehrinvestition € 173.100  80.600 253.700 

Mehraufwand Kapitalkosten €/a 10.279 5.678 15.957 

Einsparung €/a 2.508 2.090 4.598 

Jahreskosten €/a 7.771  3.588 11.359 

Statische Amortisation a 69 25 55 

 

 

Die statische Amortisation der Mehrinvestitionskosten im Nichtwohngebäude liegt mit rund 
25 Jahren noch innerhalb der rechnerischen Nutzungsdauer, während im Wohngebäude 
sich die Mehrinvestitionskosten innerhalb von etwa 55 Jahren statisch amortisieren. 

                                                
1 KfW-Förderbank: KfW-Programm Ökologisch Bauen, Stand 01.10.2008, max. 20 Jahre Laufzeit, bis 
zu 3 tilgungsfreie Anlaufjahre, 10 Jahre Zinsbindungsfrist 
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2 Abschätzung erforderliche Wärmeleistung 
Zur Auslegung der Wärmeleistung wird die überschlägig ermittelte Gebäudeheizlast heran-
gezogen und die Wärmeleistung zur Trinkwassererwärmung abgeschätzt. Für ein Gebäude 
in dieser Größenordnung wird beim Speichersystem ein Trinkwarmwasserspeicher mit mehr 
als 400 l Inhalt erforderlich sein. Bei der Bevorratung großer Mengen warmen Trinkwassers 
ist besonders auf die Legionellenproblematik zu achten. Dies kann mit einem Durchflusssys-
tem umgangen werden, beim dem das Trinkwarmwasser nach Bedarf im Durchlaufverfahren 
bereitet wird. 

 

 

2.1 Abschätzung Wärmeleistung Raumheizung 

In den Berechnungen zum Wärmebedarf erfolgte auch eine Abschätzung der Gebäudeheiz-
last. Sie liegt für den EnEV-Standard bei rund 100 kWth und für den optimierten Wärme-
dämmstandard bei etwa 60 kWth. 

 

 

2.2 Abschätzung Wärmeleistung Trinkwassererwärmung 

Zur Trinkwassererwärmung wird zwischen dem Speichersystem und dem Durchflusssystem 
unterschieden. Zwei Gründe sprechen für die zusätzliche Betrachtung des Durchflusssys-
tems. Ein Punkt ist das Thema Legionellen. Der zweite Punkt ist, dass beim Durchflusssys-
tem das Trinkwarmwasser nur auf die gewünschte Warmwassertemperatur erwärmt wird, 
sodass auch eine Wärmepumpe zur Trinkwassererwärmung eingesetzt werden kann. Wär-
mepumpen könne eine Vorlauftemperatur von bis zu 65°C erreichen, allerdings sinkt die 
Energieeffizienz. Deswegen lässt sich eine Wärmepumpe besser mit einem Durchflusssys-
tem kombinieren. 

 

Trinkwarmwasser wird in den Wohnungen, Hotelzimmern, im Hotelbetrieb und im Gewerbe 
benötigt. Das Durchflusssystem ist für die Wohnungen und die Hotelzimmer geeignet, wäh-
rend für die übrigen Trinkwarmwasserverbraucher das Speichersystem wegen Spitzenbedarf 
in Frage kommt. 

 

Legionellen 

Eine der bedeutendsten Krankheitserreger im Trinkwasser sind Legionellen. Dabei handelt 
es sich um Bakterien, von denen alle derzeit 48 bekannten Spezies als potentiell human-
pathogen gelten. Die Infektion erfolgt z. B. beim Duschen, indem Legionellen über Aerosole 
in die Lunge gelangen. Legionellen können die „Legionärskrankheit“, eine schwere Form von 
Lungenentzündung, verursachen, die im schlimmsten Fall tödlich verläuft. Im milderen Fall 
kann eine Legionelleninfektion das „Pontiak-Fieber“ hervorrufen, das mit grippeähnlichen 
Symptomen einhergeht. 
Ab einer Legionellenkonzentration von � 100 kolonienbildenden Einheiten je 100 ml gilt 
Trinkwasser als kontaminiert. Legionellen vermehren sich besonders stark bei Wassertem-
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peraturen zwischen 30-45°C und in stagnierendem Was ser. Bei Temperaturen zwischen 60-
65°C werden Legionellen abgetötet. Trinkwasser, wel ches mit niedrigeren Temperaturen als 
60°C bereitgestellt wird, stellt daher besondere An forderungen an die Trinkwasserhygiene. 

Grundsätzlich sollten bei Trinkwasserinstallationen bestimmte Anforderungen eingehalten 
werden, um übermäßigem Legionellenwachstum vorzubeugen. Die Leitungswege sollten 
möglichst kurz gehalten und Totleitungen (z. B. zu Entlüftungsvorrichtungen) vermieden 
werden. Es empfiehlt sich, selten genutzte Rohrleitungen stillzulegen, da Legionellen sich in 
stagnierendem Wasser besonders gut vermehren. 

Bei Inhalten >3 l wird eine selbstregelnde Begleitheizung oder die Installation eines Zirkulati-
onssystems mit einer Rücklauftemperatur < 5 K gegenüber der Vorlauftemperatur empfoh-
len. Allerdings führen Zirkulationsleitungen aufgrund der ständigen Energieverluste im Sys-
tem zu einem erhöhten Energieverbrauch. 
Es wird zwischen Klein- und Großanlagen unterschieden. Kleinanlagen sind Anlagen mit 
Speicher-Trinkwassererwärmern oder zentralen Durchfluss-Trinkwassererwärmern in Ein- 
und Zweifamilienhäusern oder Anlagen deren Inhalt �  400 l beträgt und deren Rohrleitung 
�  3 l zwischen Trinkwassererwärmer und Entnahmestelle beinhaltet. Großanlagen sind An-
lagen mit Trinkwassererwärmern > 400 l Inhalt und/oder Rohrleitungsinhalten > 3 l zwischen 
Trinkwassererwärmer und Entnahmestelle. Gemäß der Trinkwasserverordnung (TrinkwV 
2001) § 3 (1)b sind Wasserversorgungsanlagen auch Anlagen der Hausinstallation. 

Während in Kleinanlagen nur ein geringes Risiko in Bezug auf Legionellen vorliegt und keine 
besonderen Maßnahmen gefordert werden, werden an Großanlagen Anforderungen zur 
Verminderung des Legionellenwachstums gestellt. 

Als thermische Desinfektion werden eine gleichmäßige Erwärmung des Speichers und eine 
Erwärmung einmal täglich auf 60°C empfohlen. Auch a m Wasseraustritt müssen 60°C ge-
währleistet sein, um die Leitungen entsprechend spülen zu können. Ein Verbrühungsschutz 
muss vorgesehen sein. Daneben sind auch eine chemische Desinfektion oder eine UV-
Desinfektion möglich. 
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Speichersystem 

Beim Speichersystem wird das Trinkwarmwasser in einem Trinkwarmwasserspeicher durch 
einen Wärmeerzeuger erwärmt. Der Speicher ist an die Kaltwasserleitung angeschlossen. 
Das Trinkwarmwasser wird indirekt über eine innenliegende Heizfläche mit Heizwasser er-
wärmt und gespeichert. 

 
Abbildung 2-1 Schema Speichersystem (Quelle: IKZ Haustechnik 4/2003) 

 

 

Durchflusssystem 

Beim Durchflusssystem wird nicht das Trinkwarmwasser sondern das Heizwasser gespei-
chert. Bei Bedarf wird in einem Wärmetauscher das Kaltwasser im Durchlaufverfahren er-
wärmt, sodass die Trinkwarmwassermenge im System so gering ist, dass das Risiko des 
Legionellenwachstums vermindert wird. In der Auslegung ist es wichtig, auf eine ausrei-
chende Heizleistung in Verbindung mit einem Pufferspeicher zu achten, um Temperatur-
schwankungen zu vermeiden. 

 
Abbildung 2-2 Schema Durchflusssystem (Quelle: IKZ Haustechnik 4/2003) 
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Am Markt sind dezentrale Systeme zur Trinkwassererwärmung verfügbar, die im Durchlauf-
verfahren arbeiten. Ein System funktioniert z. B. über einen in jeder Wohnung installierten 
Wärmetauscher, der seine Wärmeenergie für das zu erwärmende Trinkwasser aus dem 
Heizungsvorlauf bezieht. Dabei wird das Trinkwasser auf die eingestellte Solltemperatur des 
Thermostaten erwärmt. Eine Erwärmung des Wassers erfolgt ausschließlich bei Entnahme, 
so dass sich keine pathogenen Keime vermehren können. 

 

 
Abbildung 2-3 Fließbild Heizvorlauf-Wärmetauscher am Beispiel Fußbodenheizung 

(Quelle: verändert nach techplan-behm.de) 

 

Voraussetzung für dieses System ist eine Vorlauftemperatur mit 55°C, mit der 40°C Trink-
warmwassertemperatur erzielt werden. Da der Inhalt der Trinkwarmwasserleitung unter 3 
Liter liegt, sind keine Maßnahmen zur Verringerung des Legionellenwachstums erforderlich. 
Aus Gründen der Kesselsteinbildung ist ab einer Wasserhärte von 20 eine Enthärtungsanla-
ge vorzusehen. 
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Neben dem für Wohnungen geeigneten System wird auch ein System angeboten, das für 
Duschanlagen konzipiert wurde. 

 
Abbildung 2-4 Detailzeichnung Durchflusssystem für Dusche 

(Quelle: verändert nach techplan-behm) 
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Abschätzung Wärmeleistung Trinkwassererwärmung 

Die Abschätzung der Wärmeleistung und des Speichervolumens erfolgte mithilfe einer Her-
stellersoftware1 und Angaben aus der Literatur2. 

In der überschlägigen Berechnung wird angenommen, dass in den Wohnungen jeweils ein 
Wannenbad und in den Hotelzimmer jeweils ein Brausebad vorhanden sein wird. Die Sani-
tärräume der Angestellten sind in der Wärmeleistung und dem Speichervolumen der Hotel-
zimmer berücksichtigt. Es ist eine Normalverteilung zu Grunde gelegt. 

Tabelle 2-1 Abschätzung Wärmeleistung Trinkwassererwärmung Wohnung und Hotelzimmer 

  Wohnung Hotelzimmer 

Anzahl  14 15 

Gleichzeitigkeitsfaktor  0,44 0,44 

Warmwasserbedarf Wannenbad l 200  

Warmwasserbedarf Brausebad l  50 

Warmwassertemperatur °C 40  40 

Nutzung 1/h 1 2 

Wärmeleistung Trinkwassererwärmung kWth 40 60 

Trinkwarmwasserspeicher l 300 1.500 

 

Die Abschätzung des Trinkwasserspeichers für die Restaurantküche wurde nach der Be-
rechnung eines einzelnen Spitzenbedarfs durchgeführt. 

Tabelle 2-2 Abschätzung Wärmeleistung Trinkwassererwärmung Restaurantküche 

  Restaurantküche 

größte tägliche Anzahl Essen  30 

Bedarfsdauer (zeitversetzt) min 180 

Warmwasserbedarf je Essen l 8 

Warmwassertemperatur °C 60  

Wärmeleistung Trinkwassererwärmung kWth 30 

Trinkwarmwasserspeicher l 200 

 

Unter Berücksichtigung einer Gleichzeitigkeit wird für die Trinkwassererwärmung im Spei-
chersystem 100 kWth als Wärmeleistung abgeschätzt. 

 

                                                
1 Buderus Heiztechnik: DIWA-Dimensionierungshilfe Warmwasserspeicher 
2 Recknagel, Sprenger, Schramek: Taschenbuch für Heizung + Klimatechnik 03/04, Oldenbourg In-
dustrieverlag, München 



 

- 19 - 

2.3 Abschätzung Wärmeleistung gesamt 

Die Wärmeerzeugung des Wohn- und Geschäftsgebäudes muss zur Raumheizung und 
Trinkwassererwärmung folgende Wärmeleistung bereitstellen. Die Wärmeleistung der 
Raumheizung basiert auf dem optimierten Wärmedämmstandard. 

 

Tabelle 2-3 Abschätzung Wärmeleistung gesamt 

Wärmeleistung Raumheizung kWth 60 

Wärmeleistung Trinkwassererwärmung kWth 130 

Wärmeleistung gesamt kWth 190 
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3 Wärmeerzeugung und Anlagentechnik 
Zur Wärmeversorgung des geplanten Wohn- und Geschäftsgebäudes in Oberwesel werden 
die gesetzlichen Anforderungen im Rahmen der Klimaschutzgesetzgebung berücksichtigt. 
Dies betrifft im Wesentlichen den Entwurf des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes, das 
die Bundesregierung am 6. Juni 2008 verabschiedet und für das der Bundesrat am 4. Juli 
2008 gestimmt hat. Das Gesetz wird voraussichtlich zum 1. Januar 2009 in Kraft treten. 

In diesem Gesetz wird für Neubauten, die nach dem 31.12.2008 fertig gestellt werden, ge-
fordert, ihren Wärmeenergiebedarf zu mehr als 50 % aus erneuerbaren Energien zu decken. 
Es gilt sowohl für Wohn- und Nichtwohngebäude mit mehr als 50 m² Nutzfläche, die beheizt 
oder gekühlt werden. Wenn solarthermische Anlagen zum Einsatz kommen, ist sie mindes-
tens zur Unterstützung der Trinkwassererwärmung auszulegen, um mindestens 15 % De-
ckung zu erhalten. Als erneuerbare Energien gelten Biomasse, Geothermie und Umwelt-
wärme. Falls sie nicht zur Wärmeversorgung eines Gebäudes eingesetzt werden können, 
sind Ersatzmaßnahmen zugelassen. Dazu zählen Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, die fos-
sile oder erneuerbare Energien einsetzen, ein um mindestens 15 % besserer Wärmedämm-
standard als in der jeweils gültigen EnEV gefordert, Abwärmenutzung oder Nah- oder Fern-
wärmeversorgung mit erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung. Auch Kombina-
tionen zur Einhaltung der Anforderung sind zulässig. 

 

Unter der Annahme, dass der optimierte Wärmedämmstandard in Verbindung mit mechani-
scher Be- und Entlüftung mit Wärmerückgewinnung umgesetzt wird, wird als Ersatzmaß-
nahme ein verbesserter Wärmedämmstandard im Vergleich zu den Anforderungen in der 
EnEV erfüllt. 

Auf diesem Hintergrund basierend wird als Basisvariante ein konventioneller Erdgasbrenn-
wertkessel mit einer Wärmepumpenanlage verglichen. Für die Wärmepumpe werden ver-
schiedene Wärmequellen geprüft. Es kommen der unmittelbar am geplanten Neubau vorbei 
fließende, kanalisierte Oberbach, der ebenfalls am Gebäude entlang verlaufende Mischwas-
serkanalsammlers oder Grundwasser bzw. Uferfiltrat des Rheins in Betracht. 
Außerdem wird das Potenzial für eine solarthermische Anlage zur Unterstützung in der 
Trinkwassererwärmung und das Potenzial für Fotovoltaik anhand der aus technischer Sicht 
geeigneten Dachflächen bestimmt. 

Zunächst werden die Wärmeerzeugungsvarianten kurz mit ihrer Technik vorgestellt und ihre 
Leistung dimensioniert. 
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3.1 Erdgasbrennwertkessel 

Die Brennwerttechnik stellt für konventionelle Heizkessel den Stand der Technik dar. Gerade 
für Neubauten, die nach den Mindestvorgaben der EnEV einen entsprechenden oder sogar 
besseren Wärmedämmstandard aufweisen, ist sie geeignet. Aufgrund des guten Dämm-
standards in Neubauten sollte ein Heizsystem mit niedrigen Vor- und Rücklauftemperaturen 
ausgewählt werden, wie z. B. Fußboden- oder Wandflächenheizung. Damit ist eine wichtige 
Voraussetzung für die Brennwertnutzung gegeben. Die niedrigen Rücklauftemperaturen 
ermöglichen die Ausnutzung der Kondensationswärme des Wasserdampfes im Abgas 
(Brennwertnutzung), sodass der eingesetzte Brennstoff effizient genutzt wird. 

 
Abbildung 3-1 Schema zur Brennwertnutzung (Quelle: ASUE – Arbeitsgemeinschaft für spar-

samen und umweltfreundlichen Energieverbrauch e. V.) 

 

Als Basisvariante der Wärmeerzeugung werden ein Erdgasbrennwertkessel für die Raum-
heizung und ein weiterer für die Trinkwassererwärmung vorgesehen. Die zugehörige Wär-
meleistung wird wie folgt ausgelegt. 

Erdgasbrennwertkessel Raumheizung: min. 60 kWth 

Erdgasbrennwertkessel Trinkwassererwärmung: min. 100 kWth 
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3.2 Wärmepumpe 

Für den Einsatz einer Wärmepumpe bieten sich als Wärmequelle der Oberbach, der Misch-
wassersammler und Grundwasser bzw. Uferfiltrat des Rheins an. Im ersten Schritt werden 
die Funktionsweise und die Besonderheiten einer Wärmepumpe kurz erläutert. Danach wird 
geprüft, welche Wärmequelle sich am besten für eine Wärmepumpe im Wohn- und Ge-
schäftsgebäude eignet. 

 

Eine Wärmepumpe kann mithilfe einer niedrigtemperierten Umgebungswärme Wärme auf 
ein höheres Temperaturniveau anheben und diese zu Heizzwecken nutzen. Dazu ist hoch-
wertige Antriebsenergie notwendig. Die gewonnene Nutzwärme sollte dabei ein Mehrfaches 
der Antriebsenergie betragen, um eine vernünftige Betriebsweise zu erhalten. Dieses Ver-
hältnis, auch als Leistungszahl bekannt, ist von der Temperaturdifferenz der Wärmequelle 
und der Vorlauftemperatur des Heizsystems abhängig. Aufgrund dessen sollte die Wärme-
quelle eine hohe Temperatur aufweisen und das Heizsystem eine möglichst niedrige Vor-
lauftemperatur besitzen. Großflächige Wärmeübertragungsflächen wie z. B. Fußboden- oder 
Wandflächenheizungen mit einer verhältnismäßig niedrigen Temperatur bieten sich hierzu 
an. Für eine effiziente Betriebsweise der Wärmepumpe und zur Überbrückung von Sperrzei-
ten durch das Energieversorgungsunternehmen ist ein Pufferspeicher vorzusehen. 

 
Abbildung 3-2 Funktionsprinzip Wärmepumpe (Quelle: www.zentralheizung.de) 
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3.2.1 Wärmequelle Oberbach 

Der auf einer langen Strecke kanalisierte Oberbach fließt entlang des geplanten Neubaus in 
Oberwesel. 

 
Abbildung 3-3 Schnittzeichnung Wohn- und Geschäftsgebäude in Oberwesel 

(Quelle: Planungsgruppe4) 

 

Der Oberbach weist nach Schätzung des Herrn Müllen (SGD-Nord, RLP) einen Abfluss von 
10 bis 15 Litern pro Sekunde auf. 

Bei diesem geringen Volumenstrom ist ein Wärmeentzug nicht zu empfehlen. Neben ökolo-
gischen Aspekten wie der immensen Temperaturänderung durch punktuellen Wärmeentzug 
und Umleitung eines großen Teilstromes des Fließgewässers sprechen vor Allem Gründe 
der Versorgungssicherheit gegen die thermische Nutzung des Oberbaches. 

Diese Variante wird in der folgenden Betrachtung nicht weiter verfolgt. 



 

- 24 - 

3.2.2 Wärmequelle Mischwassersammler 

Grundsätzlich bietet Abwasser ein enormes bis heute kaum genutztes Wärmepotential zu 
Heizzwecken. 

Beim Sammler, der in der Tiefgarage verläuft, handelt es sich um einen Mischwasserkanal. 
Neben Abwasser wird auch Regenwasser geführt, sodass bei Regenereignissen die Fracht 
des Sammlers eine Abkühlung erfährt. Nach Aussage des Herrn Kurz (VG-Verwaltung St. 
Goar-Oberwesel, Umwelt und Bauen) kann mit einem Spitzenabflusskennwert von 0,004 
Litern pro Einwohner und Sekunde kalkuliert werden. Daraus resultiert mit etwas mehr als 
900 Einwohnern, deren Haushalte an den Sammler angeschlossen sind, ein Spitzenab-
flusswert von rund 4 Liter pro Sekunde bezogen auf das Abwasser. Dieser Kennwert ist zu 
gering, um im abwasserseitigen Teillastfall die für den Verdampfer der Wärmepumpe benö-
tigte Entzugsleistung im Auslegefall sicherzustellen. 

Aus diesem Grund wird auch diese Variante der Wärmenutzung nicht weiter betrachtet. 

 

 

3.2.3 Wärmequelle Grundwasser bzw. Uferfiltrat 

Der Standort des geplanten Neubaus liegt nur wenige Meter vom Rhein entfernt und steht 
mit den Untergeschossen im Grundwasser bzw. im Uferfiltrat des Rheins. 

Um die Wärmequelle Grundwasser zur Gebäudeheizung erschließen zu können, ist das 
Abteufen eines Förder- und Schluckbrunnens erforderlich. Zwischen diesen beiden Verbin-
dungen zum Grundwasseraquifer wird Grundwasser gefördert, dem übertägig Wärme am 
Verdampfer der Wasser/Wasser-Wärmepumpe entzogen wird. Um die Ergiebigkeit des För-
derbrunnens zu prüfen ist ein 3-tägiger Dauerpumpversuch von Nöten, um die quellenseitige 
Wärmeversorgung dauerhaft sicherzustellen.1 

Für den Betrieb der Wärmepumpe ist ein Pufferspeicher notwendig. Dieser ist insbesondere 
zur Verhinderung von zu häufigem Takten der Wärmepumpe erforderlich. 

 

Als Standorte des Förder- und Schluckbrunnens sind einerseits die öffentlichen Flächen ent-
lang der Rathausstraße und die Tiefgaragenzufahrt geeignet, sodass die aus Hochwasser-
schutzgründen vorgesehene Weiße Wanne nicht durchstoßen werden muss. Das Boden-
gutachten, das im Rahmen der Baugenehmigung erstellt wurde, zeigte, dass der Grundwas-
serstand am Standort des Neubaus mit dem Rheinwasserpegel in einer zeitlichen Verzöge-
rung korrespondiert. Die Fließrichtung des Grundwassers orientiert sich am Rhein. Deswe-
gen muss der Standort des Förderbrunnens südlich vom Standort des Schluckbrunnens lie-
gen, um eine Beeinflussung bzw. eine Kurzschlussströmung zu vermeiden. In der Abbildung 
stellt die Markierung „BR1“ den Förderbrunnen dar. Die Markierungen „BR2“ und „BR3“ 
kennzeichnen den möglichen Standort des Schluckbrunnens, wobei „BR3“ aufgrund der 
Grundwasserfließrichtung zu favorisieren ist. 

                                                
1 Vgl. OCHSNER (2007): „Wärmepumpen in der Heizungstechnik – Praxishandbuch für Installateure 
und Planer“ 4. überarbeitete und erweiterte Auflage, Verlag C.F. Müller, Heidelberg 
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Abbildung 3-4 Grundrisszeichnung mit Markierung möglicher Brunnenstandorte 

 

Im Energiekonzept wird die Schüttleistung eher konservativ angesetzt. Es wird davon aus-
gegangen, dass die Schüttleistung für eine Wärmepumpe mit einer Nennwärmeleistung von 
rund 40 kWth ausreicht. Im Vergleich zu den erforderlichen 60 kWth als Raumheizung ist 
demnach mit der Wärmepumpe eine Grundlastabdeckung möglich. Die Spitzenlast muss 
über einen zweiten Wärmeerzeuger abgedeckt werden. Hierzu bietet es sich an, einen Erd-
gasbrennwertkessel für die Trinkwassererwärmung und die Spitzenlastabdeckung auszu-
wählen. Demnach stellt sich die Auslegung der Wärmeleistung wie folgt dar. 

 

Wasser/Wasser-Wärmepumpe Raumheizung: ca. 40 kWth 

Erdgasbrennwertkessel Trinkwassererwärmung 
+ Spitzenlast Raumheizung: ca. min. 120 kWth 
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3.3 Solarthermie 

Bei der Solarthermie wird die Sonnenstrahlung zur Wärmeerzeugung genutzt. Die Nutzung 
erfolgt hauptsächlich zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung. Um eine mög-
lichst hohe Ausbeute über ein Jahr zu erzielen, ist eine Neigung der Kollektormodule von 30 
bis 45° notwendig. Die Abweichung der Kollektoreben e aus der Südrichtung (Azimut) sollte 
45° nicht überschreiten. 

Üblicherweise kann eine Solaranlage in Wohngebäuden bis zu 60 % des jährlichen Warm-
wasserbedarfs decken (solare Deckungsrate). Die Anlage sollte so dimensioniert werden, 
dass der Wärmebedarf im Sommer gedeckt wird. 

 

Auf dem Markt sind verschiedene Systeme zu Solarkollektoren verfügbar (hauptsächlich 
Flach- oder Vakuumröhrenkollektoren). Diese unterscheiden sich im Aufbau, Wirkungsgrad 
und Preis. 

Beim Flachkollektor dient ein flaches schwarz beschichtetes Kupferblech als Absorber. Auf 
der Rückseite sind kupferne Leitungen angebracht, welche direkt vom Wärmeträger durch-
flossen werden. Dieses System befindet sich meist in einem gedämmten Gehäuse, welches 
mit einer Glasplatte abgedeckt ist. Vakuum-Röhrenkollektoren bestehen aus mehreren eva-
kuierten Glasröhren mit innen liegendem Absorber. Die Wärmeverluste werden minimiert. 
Bei gleicher Fläche liefern Röhrenkollektoren bis zu 40% mehr Ertrag als Flachkollektoren. 

 

  
Abbildung 3-5 Flachkollektor und Vakuum-Röhrenkollektor (Quelle: Solarserver) 

 

 

Je nach Wahl des zusätzlichen Heizsystems ist auf die hydraulische Schaltung und Ausle-
gung des Pufferspeichers zu achten. Da eine solarthermische Anlage einen geringen Volu-
menstrom mit einer großen Temperaturspreizung aufweist, ist die Verbindung mit Systemen, 
die, wie z. B. eine Wärmepumpe, einen großen Volumenstrom mit kleiner Temperatursprei-
zung aufweisen, so auszuführen, dass beide Systeme sich nicht stören. Denn das Ziel ist, 
eine hohe solare Deckungsrate zur Unterstützung der Raumheizung und Trinkwasserer-
wärmung sowie eine lange Laufzeit der Wärmepumpe zu erhalten. 
Wenige Hersteller bieten Komplettpakete bestehend aus einer solarthermischen Anlage und 
einer Wärmepumpe mit einer optimalen Lösung an. Um Anlagen verschiedener Hersteller 
zusammen einsetzen zu können, ist die hydraulische Verschaltung entsprechend anzupas-
sen. 
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Im Marktanreizprogramm „Richtlinien zur Förderung von Maßnahmen zur Nutzung erneuer-
barer Energien vom 5. Dezember 2007“ des Bundes-Wirtschaftsministeriums sind Förde-
rungen für Solarkollektoranlagen vorgesehen. Für Solaranlagen bis 40 m² zur Unterstützung 
der Trinkwassererwärmung kann ein Investitionszuschuss in Höhe von 60 € je angefange-
nem m² installierter Gesamtbruttokollektorfläche bzw. mindestens 410 € je Anlage beim Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) beantragt werden. Für Solaranlagen zur 
kombinierten Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung wird auf Antrag ein Zu-
schuss von 105 € je angefangenem m² installierter Gesamtbruttokollektorfläche vom BAFA 
gewährt. Dazu wird ein bestimmtes Pufferspeichervolumen gefordert, das z. B. für Flachkol-
lektoren mindestens 40 l je m² Bruttokollektorfläche betragen muss. 

Vorraussetzung für die Förderung ist, dass der jährliche Kollektorertrag von 525 kWhth/a bei 
einem solaren Deckungsanteil von 40 % beträgt. Für Solarkollektoren, die ab 2007 nach DIN 
EN 12975 geprüft werden, sind nur mit dem europäischen Prüfzeichen Solar Keymark för-
derfähig. 

 

Einsatz für Wohnungen und Hotelzimmer 

Aus Gründen des Denkmalschutzes entfällt die Möglichkeit einer solarthermischen Anlage. 
Dennoch wird das Potential für den Neubau ermittelt. 

Da die Hotelzimmerbelegung saisonal abhängig ist, erfolgt die Auslegung einer solarthermi-
schen Anlage zur Unterstützung der Trinkwassererwärmung für die Wohnungen. Der Über-
schuss steht dann dennoch für die Hotelzimmer zur Verfügung. Die nach Südsüdwest orien-
tierte Dachfläche des Hotels mit 45° Dachneigung ei gnet sich gut für die Installation der So-
larthermiemodule. Bedingt durch die Dachflächenfenster wird eine rund 34 m² große Modul-
fläche ausgewählt. 

 
Abbildung 3-6 Ansicht Rathausstraße (Quelle: planungsgruppe4, 27.08.2008) 
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Die Auslegung der solarthermischen Anlage erfolgt unter der Voraussetzung, dass in den 
Sommermonaten die Trinkwassererwärmung zu 100 % solar gedeckt wird. Mithilfe des 
Rechnerprogramms „GetSolar“ wurde mit den Klimadaten von Koblenz eine Simulation zur 
Ermittlung des solaren Energiebeitrags durchgeführt. Folgende Werte gehen als Eingangs-
größe in die Simulation mit Flachkollektoren ein. 

 

Gesamtmodulfläche Flachkollektor 34 m² 

Neigung 45 ° 

Ausrichtung SSW  

Volumen bivalenter Trinkwasserspeicher 2.000 l 
 

Mit diesen Ausgangsdaten zeigte die Simulation, dass eine 34 m² große Flachkollektoranla-
ge den Jahrestrinkwasserwärmebedarf insgesamt zu 60 % abdecken. Im Sommer erzielt 
eine solche Anlage eine 100 % Deckung des Wärmebedarfs zur Trinkwassererwärmung. 
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3.4 Fotovoltaik 

Fotovoltaik ist der Weg, Licht direkt in elektrischen Strom umzuwandeln. Wird Silizium dem 
Licht ausgesetzt, entsteht eine elektrische Spannung. Forscher machten diese Entdeckung 
nutzbar und entwickelten die ersten Solarzellen. 

 
Abbildung 3-7 Aufbau einer Solarzelle (Quelle: EUPOS) 

 

Bei den Solarzellen wird zwischen drei Typen unterschieden: monokristalline, polykristalline 
und amorphe (Dünnschicht) Solarzellen. 

  
Abbildung 3-8 monokristalline, polykristalline und amorphe Solarzellen 

(Quelle: CD Solarenergie) 

 

Die hohe Qualität der Module wird durch Leistungsgarantien zum Ausdruck gebracht, die bei 
vielen Herstellern 20 Jahre und mehr einen nahezu gleichbleibenden hohen Ertrag garantie-
ren. Die ersten Fotovoltaikmodule sind bereist seit über 40 Jahren im Einsatz, so dass bei 
Fotovoltaikmodulen von 25 Jahren Lebensdauer und mehr ausgegangen werden kann. 

Fotovoltaikmodule werden in Größen bis zu 3 m² angeboten. Mit 10 - 15 kg/m² stellen sie 
echte Leichtgewichte dar und bedürfen daher in der Regel keiner verstärkenden Maßnah-
men an der Dachstatik. Es gibt auch sogenannte Solardachziegel, die geschindelt anstelle 
der konventionellen Dacheindeckung angebracht werden können. Mittlerweile sind komplette 
Dachelemente als PV-Modul ausgebildet. Die einzelnen Fotovoltaikmodule werden mit 
Gleichstromkabeln verbunden und ergeben den Solargenerator. 
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Abbildung 3-9 Fotovoltaikmodule (Quelle: Fa. Thyssen und Fa. Braas) 

 

Netzgekoppelte Anlagen sind über den Wechselrichter mit dem öffentlichen Stromnetz ver-
bunden. Der Strom aus der Fotovoltaikanlage wird ins öffentliche Stromnetz eingespeist und 
vom Stromversorger vergütet. 

 
Abbildung 3-10 Schemazeichnung und netzgekoppelte Anlage (Quelle: CD Solarenergie) 

 

Eine Fotovoltaikanlage benötigt je Kilowatt Spitzenleistung (kWPeak) eine Dachfläche von 
rund 10 m² (bei Verwendung mono- oder polykristalliner Solarzellen). Der meiste Solarstrom 
wird erzeugt, wenn das Dach nach Süden ausgerichtet ist und eine Neigung von 30° hat. 
Eine Ausrichtung der Fotovoltaikmodule nach Süd-West oder Süd-Ost verringert den Solar-
ertrag um weniger als 10 %. Das gleiche gilt für Dachneigung von 10° bzw. 60°. Eine Ver-
schattung der Fotovoltaikmodule durch Schornsteine oder Bäume sollte unbedingt vermie-
den werden, da dadurch der Ertrag reduziert wird. 

Die Montage von Fotovoltaikanlagen muss nicht genehmigt werden. Wie auch bei thermi-
schen Solaranlagen sollte die Errichtung der Baubehörde formlos angezeigt werden. Ist das 
Gebäude denkmalgeschützt, ist eine Genehmigung einzuholen. Der Installateur meldet die 
Fotovoltaikanlage beim zuständigen Energieversorger an. 
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Obwohl aus Gründen des Denkmalschutzes die Möglichkeit einer Fotovoltaikanlage entfällt, 
wird dennoch das Potential des Neubaus ermittelt. Zur Installation der Fotovoltaikanlage eig-
nen sich die großen Flachdächer der Dachgauben mit insgesamt rund 230 m². Hier bietet sich 
eine Dachbahn mit integrierter Fotovoltaik in Form von Dünnschichtmodulen an, sodass ein 
System die Funktion der Dachabdichtung und einer Fotovoltaikanlage übernimmt. 

 
Abbildung 3-11 Kunststoffdachbahn mit integrierter Fotovoltaik (Quelle: Alwitra) 

 

 
Abbildung 3-12 Ansicht Rathausstraße (Quelle: planungsgruppe4, 27.08.2008) 
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Abbildung 3-13 Ansicht Rheinstraße (Quelle: planungsgruppe4, 27.08.2008) 

 
Abbildung 3-14 Ansicht Schaarplatz (Quelle: planungsgruppe4, 27.08.2008) 

 

 

Mithilfe des rechnerunterstützten Simulationsprogramms PV-Sol sind die zu erwartenden Er-
träge abhängig von der Dachfläche und –neigung sowie Ausrichtung berechnet. Es wird die 
Kunststoffdachbahn mit integrierter Fotovoltaik ausgewählt. 

 

Tabelle 3-1 Erträge der Fotovoltaikanlagen 

Fotovoltaikanlage  Rheinstraße Rathausstraße Schaarplatz 

Dachfläche m² 20 126 69 

Dachneigung  0° 0° 0° 

Ausrichtung     

Modulfläche Fotovoltaik m² 13 60 32 

Generatorleistung kWp 0,8 3,8 2,0 

Jahresertrag im ersten Jahr kWhel/a 650 3.161 1.640 
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Durch die Alterung der Fotovoltaikanlage tritt eine Degradation des Wirkungsgrads auf. Es 
ist davon auszugehen, dass innerhalb 20 Jahre eine Degradation in Höhe von rund 20% 
auftritt. So verringert sich von Jahr zu Jahr die Stromvergütung bei einer konstanten Ein-
speisevergütung. 
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Abbildung 3-15 Auswirkungen der Degradation auf die jährliche Einspeisevergütung 
0,8 kW Fotovoltaikanlage Rheinstraße 
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Abbildung 3-16 Auswirkungen der Degradation auf die jährliche Einspeisevergütung 

3,8 kW Fotovoltaikanlage Rathausstraße 

 



 

- 34 - 

Einspeisevergütung

Jahre
2018161412108642

B
ar

w
er

te
 [

€]

600

500

400

300

200

100

0

 
Abbildung 3-17 Auswirkungen der Degradation auf die jährliche Einspeisevergütung 

2,0 kW Fotovoltaikanlage Schaarplatz 

 

 

In der Wirtschaftlichkeitsberechnung werden die maximalen Investitionskosten der Fotovol-
taikanlage bestimmt, bei der die Fotovoltaikanlage sich innerhalb von 20 Jahren amortisiert. 
Folgende Rahmenbedingungen werden zu Grunde gelegt. 

Umlaufrendite 4,5 % 

Zinssatz 5 % 

 

Betriebsgebundene Kosten 0,7 % der Investitionskosten 

 

Einspeisevergütung Inbetriebnahme 2009 43,01 Ct/kWhel 

Die Einspeisevergütung des Fotovoltaikstroms ist im Gesetz zur Neuregelung des Rechts 
der Erneuerbaren Energien im Strombereich (EEG) vom 25.10.2008 festgelegt. Die Min-
destvergütung für Fotovoltaikstrom von Anlagen, die ausschließlich an oder auf einem Ge-
bäude installiert sind, beträgt für eine Leistung bis 30 kW 43,01 Ct/kWhel. Die Mindestvergü-
tung wird in 2010 um 8 % und ab 2011 um 9 % gesenkt und auf zwei Stellen hinter dem 
Komma gerundet. Abhängig davon, ob sich im Vorjahr die Leistung der bei der Bundesnetz-
agentur registrierten Anlagen in definierten Jahren über- oder unterschritten werden, werden 
die Prozentsätze angepasst. Die Mindestvergütung wird für die Dauer von 20 Jahren zuzüg-
lich des Inbetriebnahmejahres gezahlt. 
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Nach der Kapitalwertmethode werden alle Zahlungen sowie die Einspeisevergütung auf ei-
nen bestimmten Zeitpunkt abgezinst. Hier ist dazu das 21ste Betriebsjahr der Fotovoltaikan-
lage gewählt, da innerhalb des Zeitraums (20 Kalenderjahre zuzüglich des Inbetriebnahme-
jahres) eine Einspeisevergütung nach dem EEG gezahlt wird. 

 

Tabelle 3-2 Grenzinvestitionskosten Fotovoltaikanlagen 

Wirtschaftlichkeit  Rheinstraße Rathausstraße Schaarplatz 

Investition netto € 3.000 14.500 7.600 

Einspeisevergütung 1. Jahr €/a 279 1.360 705 
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Abbildung 3-18 Kassenbestand Fotovoltaikanlage Rheinstraße 
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Abbildung 3-19 Kassenbestand Fotovoltaikanlage Rathausstraße 
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Abbildung 3-20 Kassenbestand Fotovoltaikanlage Schaarplatz 
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3.5 Energiebilanz 

In der Untersuchung zur Wärmeversorgung des Wohn- und Geschäftsgebäudes werden der 
berechnete Jahresheizwärmebedarf für den optimierten Dämmstandard und der Jahreswär-
mebedarf zur Trinkwassererwärmung zu Grunde gelegt. 

 

Tabelle 3-3 Energiebilanz Wärmeversorgung 

  Basisvariante 

Brennwertkessel 

 
 

Erdgas 

Variante 1 

Wasser/Wasser-
Wärmepumpe 

Brennwertkessel 

Strom + Erdgas 

Jahreswärmebedarf kWhth/a 185.000 185.000 

Wärmeleistung kWth 160 160 

Wärmeleistung Brennwertkessel kWth 185 145 

Wärmeleistung Wärmepumpe kWth  40 

Wärmeleistung gesamt kWth 185 185 

Wärmebereitstellung Brennwertkessel kWhth/a 185.000 99.000 

Wärmebereitstellung Wärmepumpe kWhth/a  86.000 

Wärmebereitstellung gesamt kWhel/a 185.000 185.000 

Deckungsgrad Wärmebereitstellung 
  Brennwertkessel 
  Wärmepumpe 

 
% 
% 

 
100 

 
54 
46 

Vollbenutzungsstunden 
  Brennwertkessel 
  Wärmepumpe 

 
h/a 
h/a 

 
1.000 

 
683 

2.150 

Jahresnutzungsgrad Brennwertkessel % 92 89 

Jahresarbeitszahl Wärmepumpe   4 

Erdgasbedarf (Heizwert) 
Erdgasbedarf (Brennwert) 

kWhHu 
kWhHo 

201.087 
221.196 

111.236 
122.360 

Strombedarf Wärmepumpe kWhel/a  21.500 

Hilfsenergiebedarf kWhel/a 1.850 3.220 
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3.6 Emissionsbilanz 

Eine ökologische Bewertung der Wärmeversorgungsvarianten erfolgt mithilfe einer Kohlen-
dioxid-Äquivalent-Emissionsbilanz, NOx-Emissionsbilanz und einer Staubemissionsbilanz. 
Dazu werden je nach eingesetztem Brennstoff bzw. Strom das spezifische CO2-Äquivalent, 
die spezifischen NOx-Emissionen und Staubemissionen nach GEMIS1 zu Grunde gelegt. 

 

Tabelle 3-4 spez. Emissionen 

 spez. CO2-Äquivalent-Emissionen spez. NOx-Emissionen spez. Staubemissionen 

Erdgas 254,1 g/kWhHu 0,200 g/kWhHu 0,009 g/kWhHu 

Strom 682,6 g/kWhel 0,583 g/kWhel 0,077 g/kWhHu 

 

Tabelle 3-5 Emissionsbilanz 

  Basisvariante 

Brennwertkessel 

 
 

Erdgas 

Variante 1 

Wasser/Wasser-
Wärmepumpe 

Brennwertkessel 

Strom + Erdgas 

Erdgasbedarf (Heizwert) kWhHu 201.087 111.236 

Strombedarf Wärmepumpe kWhel/a  21.500 

Hilfsenergiebedarf kWhel/a 2.010 3.220 

CO2-Äquivalent-Emissionen t/a 52,3 45,1 

NOx-Emissionen t/a 41,3 36,7 

Staubemissionen t/a 2,0 2,9 

 

In der globalen Betrachtung der Emissionen zeigt sich, dass die Wärmepumpenvariante 
rund 14 % der CO2-Äquivalent-Emissionen und etwa 11 % der NOx-Emissionen einspart 
aber ca. 45 % höhere Staubemissionen aufweist. Allerdings emittiert die Wärmepumpe lokal 
keine Emissionen, sodass in der Anlagenkombination bestehend aus Erdgasbrennwertkes-
sel und Wärmepumpe deutlich geringere Emissionen vor Ort vorliegen. 

                                                
1 GEMIS 4.14 Stand September 2002 und GEMIS 4.2 Stand Oktober 2004 
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Abbildung 3-21 Emissionsbilanz 

 

In der Wärmepumpenvariante liegen geringere globale CO2-Äquivalent- und NOx-
Emissionen vor, während sich die Staubemissionen im Vergleich zur Variante mit Erdgas-
Brennwertkessel erhöhen. 
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3.7 Wirtschaftlichkeit 

Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung berechnet in Anlehnung an die VDI-Richtlinie 2067 aus 
den überschlägig ermittelten Investitionskosten die Kapitalkosten, die zusammen mit den 
Verbrauchs- und Betriebskosten die Jahreskosten ergeben. Der Wärmepreis berechnet sich 
aus den Jahreskosten bezogen auf die benötigte Wärmemenge. 

 

 

Rahmenbedingungen 

 

Bestimmung kapitalgebundene Kosten 

Zinssatz 5 % 

Abschreibungsdauer Erdgasbrennwertkessel 20 Jahre 

Abschreibungsdauer Wasser/Wasser-Wärmepumpe 20 Jahre 

Abschreibungsdauer Wärmequellenerschließung 40 Jahre 

Abschreibungsdauer Pufferspeicher 25 Jahre 

Abschreibungsdauer Trinkwasserspeicher 25 Jahre 

Abschreibungsdauer Planung, Unvorhergesehenes 15 Jahre 

 

Bestimmung verbrauchsgebundene Kosten 

Arbeitspreis Erdgas (bis 150.000 kWhHo/a)1 7,29 Ct/kWhHo inkl. MwSt. 
Arbeitspreis Erdgas (über 150.000 kWhHo/a)1 7,24 Ct/kWhHo inkl. MwSt. 
Leistungspreis Erdgas (ersten 10 kW)1 178,50 €/a inkl. MwSt. 
Leistungspreis Erdgas (weiteren kW)1 7,14 €/(kWa) inkl. MwSt. 

Arbeitspreis Strom Wärmepumpe2 13,41 Ct/kWhel inkl. MwSt. 

Mess- und Schaltpreis Strom Wärmepumpe2 78,54 €/a inkl. MwSt. 

Arbeitspreis Strom Hilfsenergie3 19 Ct/kWhel inkl. MwSt. 

 

Bestimmung betriebsgebundene Kosten 

Wartungskosten Erdgasbrennwertkessel 1 % der Investition 

Wartungskosten Wasser/Wasser-Wärmepumpe 1 % der Investition 

Emissionsüberwachung Erdgasbrennwertkessel 90 €/a inkl. MwSt. 

Sonstige Kosten (Verwaltung, Steuern, Versicherungen, 
allgemeine Abgaben) 0,7 % der Investition 

                                                
1 RWE: Preisblatt Erdgas Optimo maxi (Sonderpreisregelung), gültig ab 1. September 2008 
2 RWE: Preisblatt RWE business Wärmepumpenstrom, Stand Juli 2008 
3 In Anlehnung an RWE Strom Pur business, Stand Juli 2008 
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Nach dem Marktanreizprogramm vom 05.12.2007 kann u. a. für Wasser/Wasser-
Wärmepumpen, die zur Beheizung eines Nichtwohngebäudes und eines Wohngebäudes mit 
mehr als zwei Wohneinheiten als Neubau eingesetzt werden, ein Zuschuss in Höhe von 10 € 
je m² Nutzfläche und maximal 10 % der nachgewiesenen Nettoinvestitionskosten beantragt 
werden. Folgende Anforderungen sind zu erfüllen: 

·  Nachweis der Jahresarbeitszahl von mindestens 4,0 bei Wasser/Wasser-
Wärmepumpen im Neubau 

·  Hydraulischer Abgleich der Heizungsanlage 

·  Anpassung der Heizkurve der Heizungsanlage an das Gebäude 

·  Einbau eines Strom- und Wärmemengezählers 

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) ist die Bewilligungsbehörde. 

 

 

Die abgeschätzten Investitionskosten sind inklusive der gesetzlichen Mehrwertsteuer ange-
geben. Sie stellen durchschnittliche Investitionskosten dar. Die Investitionskosten nach an-
geforderten Angeboten können niedriger und höher sein. Sie hängen vom jeweiligen Her-
steller und dem gewählten Modell sowie von der Detailausführung ab. 

Es werden die Gesamtinvestitionskosten für die Wärmeerzeuger in dem Wohn- und Ge-
schäftsgebäude genannt. Investitionskosten, die in beiden Varianten aufzuwenden sind, 
werden nicht berücksichtigt. Dies bezieht sich auf folgende Positionen: 
Erdgasanschluss 
Wärmeverteilung 
Wärmeübergabesysteme (Fußbodenheizung) 
mechanische Be- und Entlüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung 
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Tabelle 3-6 Investition Wärmeerzeugung 

 Basisvariante 

Erdgasbrenn-
wertkessel 

Variante 1 

Erdgasbrenn-
wertkessel + 

Wasser/Wasser-
Wärmepumpe 

Maschinentechnik     

Erdgasbrennwertkessel mit Zubehör inkl. Mon-
tage und Inbetriebnahme 24.300 € 22.200 € 

Abgasweg mit Zubehör inkl. Montage 4.200 € 4.200 € 

Wasser/Wasser-Wärmepumpe mit Zubehör inkl. 
Montage und Inbetriebnahme   23.500 € 

Wärmequellenerschließung     

Brunnen, bauliche Maßnahmen, Pumpversuch, 
geologische Beratung   21.300 € 

Speichertechnik     

Pufferspeicher mit Zubehör inkl. Montage   2.600 € 

Trinkwarmwasserspeicher mit Zubehör inkl. 
Montage 11.500 € 11.500 € 

Planung, Unvorhergesehenes     

Planung, Unvorhergesehenes 6.000 € 12.800 € 

Gesamtinvestition 46.000 € 98.100 € 

Investitionszuschuss Marktanreizprogramm   3.600 € 

Gesamtinvestition inkl. Zuschuss   94.500 € 
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Die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsberechnung zur Wärmeversorgung des Wohn- und 
Geschäftsgebäudes sind in der folgenden Tabelle inklusive der gesetzlichen Mehrwertsteuer 
aufgeführt. 

 

Tabelle 3-7 Wirtschaftlichkeit Wärmeerzeugung 

  Basisvariante 

Erdgasbrenn-
wertkessel 

Variante 1 

Erdgasbrenn-
wertkessel + 

Wasser/Wasser-
Wärmepumpe 

Investitionskosten 
Investitionskosten inkl. Zuschuss 

€ 
€ 

46.000 98.100 
94.500 

Kapitalkosten 
Kapitalkosten inkl. Zuschuss 

€/a 
€/a 

3.681 7.479 
7.190 

Verbrauchskosten €/a 17.873 13.642 

Betriebskosten €/a 633 1.193 

Jahreskosten 
Jahreskosten inkl. Zuschuss 

€/a 
€/a 

22.187 22.314 
22.025 

Jahreswärmebedarf kWhth/a 185.000 185.000 

Wärmepreis 
Wärmepreis inkl. Zuschuss 

Ct/kWh th 
Ct/kWh th 

12,0 12,1 
11,9 

 

Während sich die beiden Varianten im Investitionskostenvergleich stark unterscheiden, lie-
gen vergleichbare Wärmepreise vor. Die Wärmepumpenvariante kann die fast doppelt so 
hohen Investitionskosten über die geringeren Verbrauchskosten ausgleichen, sodass sich 
vergleichbare Jahreskosten und Wärmepreise ergeben. Durch die geringeren laufenden 
Kosten (Verbrauchs- und Betriebskosten) der Wärmepumpenvariante resultieren für die 
Mehrinvestitionskosten gegenüber einem konventionellen Erdgasbrennwertkessel ca. 13 
Jahre als statische Amortisationszeit unter Berücksichtigung des Zuschusses. 

 

Tabelle 3-8 Bestimmung statische Amortisation der Wärmepumpenvariante 

  Basisvariante 

Erdgasbrenn-
wertkessel 

Variante 1 

Erdgasbrenn-
wertkessel + 

Wasser/Wasser-
Wärmepumpe 

Mehrinvestitionskosten 
inkl. Zuschuss 

€ 
€ 

 52.100 
48.500 

Einsparung Verbrauchs- und Betriebskosten €/a  3.671 

Statische Amortisation 
inkl. Zuschuss 

a 
a 

 14,2 
13,2 
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Das Diagramm zeigt, dass beim konventionellen Erdgasbrennwertkessel die Verbrauchs- 
und Betriebskosten mit rund 83 % den größten Anteil an den Jahreskosten einnehmen, wäh-
rend sich die laufende Kosten in der Wärmepumpenvariante in der Größenordnung von 
67 % bewegen. 
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Abbildung 3-22 Jahreskosten Wärmeerzeugung 
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3.8 Sensitivität 

Die Wirtschaftlichkeit der Wärmeerzeugung wird von einigen Rahmenbedingungen beein-
flusst. Zwei wichtige Parameter stellen der Wärmedämmstandard und die Energiepreise dar. 
In jeweils einer Sensitivitätsbetrachtung werden die Auswirkungen auf den Wärmepreis ge-
prüft. 

 

 

3.9 Sensitivität Energiepreise 

Ausgehend von dem in der Wirtschaftlichkeit angesetzten Arbeitspreis für Erdgas und für 
Wärmepumpenstrom werden für eine Preisänderung von -40 % bis +100 % die jeweiligen 
Wärmepreise bestimmt. 
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Abbildung 3-23 Sensitivität Energiepreise 

 

Die grafische Darstellung der Ergebnisse zeigt, dass ein konventioneller Erdgasbrennwert-
kessel stärker vom Energiepreis abhängt als die Wärmepumpenvariante, was durch die grö-
ßere Steigung der Geraden erkennbar ist. 
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3.10 Sensitivität Wärmedämmstandard 

Die Entwicklung eines optimierten Wärmedämmstandards aufbauend auf den Mindestanfor-
derungen der EnEV zeigt, dass sich der Jahresheizwärmebedarf wesentlich beeinflussen 
lässt. Der Jahresheizwärmebedarf bestimmt neben den Jahreswärmebedarf zur Trinkwas-
sererwärmung, der unabhängig vom Wärmedämmstandard ist, den Heizenergiebedarf. 
Während der optimierte Wärmedämmstandard zu einem mittleren spezifischen Jahresheiz-
wärmebedarf von ca. 41 kWhth/(m²a) führt, wird der Wärmepreis der beiden Wärmeerzeu-
gungsvarianten für einen Bereich von 30 bis 100 kWhth/(m²a) abgebildet. 

Sensitivität Wärmedämmstandard

Basisvariante
41 kWhth/(m²a)

12 Ct/kWhth

Variante 1
41 kWhth/(m²K)
11,9 Ct/kWhth

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

20

30 40 50 60 70 80 90 100

spez. Jahresheizwärmebedarf [kWhth/m²a]

W
är

m
ep

re
is

 in
kl

. Z
us

ch
us

s 
un

d 
M

w
S

t. 
[€

/a
]

Erdgasbrennwertkessel

Erdgasbrennwertkessel + Wasser/Wasser-Wärmepumpe

 
Abbildung 3-24 Sensitivität Wärmedämmstandard 

 

Die Abbildung zeigt, dass oberhalb von rund 40 kWhth/(m²a) als spezifischer Jahresheiz-
wärmebedarf sich die Wärmepumpenvariante günstiger darstellt. Dies ist auf die geringeren 
laufenden Kosten zurückzuführen. 
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4 Energiebedarfsausweis 
Im Energiebedarfsausweis erfolgt die Zusammenführung des Wärmedämmstandards und 
der Anlagentechnik, die den Primärenergiebedarf bestimmen. Wichtige Kennwerte in einem 
Energiebedarfsausweis, die auch für Förderprogramme relevant sind, sind das A/V-
Verhältnis (Verhältnis von wärmeübertragender Umfassungsfläche bezogen auf beheiztes 
Gebäudevolumen), der spezifische Transmissionswärmeverlust, der spezifische Endenergie- 
und Primärenergiebedarf. Derzeit wird der Energiebedarfsausweis für Wohngebäude nach 
DIN V 4701-10 und für Nichtwohngebäude nach DIN V 18599 erstellt, die sich entsprechend 
unterscheiden. 

In den Energiebedarfsausweisen des Wohngebäudes und des Nichtwohngebäudes sind der 
optimierte Wärmedämmstandard und als Anlagentechnik eine Wasser/Wasser-
Wärmepumpe mit einem Erdgasbrennwertspitzenlastkessel zu Grunde gelegt. Bei Nicht-
wohngebäuden werden neben Heizung, Trinkwarmwasser und Lüftung, die ebenfalls für 
Wohngebäude relevant sind, auch Kühlung und Beleuchtung in die energetische Bewertung 
einbezogen. 

 

Tabelle 4-1 Kennwerte Energiebedarfsausweis Wohngebäude 

Wohngebäude   

Gebäudenutzfläche 1.287 m² 

A/V-Verhältnis 0,44 1/m 

spez. Transmissionswärmeverlust 0,34 W/(m²K) 

zulässiger Transmissionswärmeverlust 0,63 W/(m²K) 

Unterschreitung 46 % 

spez. Endenergiebedarf 27,9 kWh/(m²a) 

spez. Primärenergiebedarf 39,9 kWh/(m²a) 

zulässiger Primärenergiebedarf 86,6 kWh/(m²a) 

 

Tabelle 4-2 Kennwerte Energiebedarfsausweis Nichtwohngebäude 

Nichtwohngebäude   

Nettogrundfläche 1.048 m² 

A/V-Verhältnis 0,39 1/m 

spez. Transmissionswärmeverlust 0,27 W/(m²K) 

zulässiger Transmissionswärmeverlust 0,69 W/(m²K) 

Unterschreitung 61 % 

spez. Endenergiebedarf 191,5 kWh/(m²a) 

spez. Primärenergiebedarf 338,0 kWh/(m²a) 

zulässiger Primärenergiebedarf 667,3 kWh/(m²a) 
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Abbildung 4-1 Ausschnitt Energiebedarfsausweis Wohngebäude 

 

 
Abbildung 4-2 Ausschnitt Energiebedarfsausweis Nichtwohngebäude 
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Um für neu zu bauenden Wohngebäude im Rahmen des KfW-Förderprogramms Ökologisch 
Bauen einen zinsgünstigen Kredit zu erhalten, werden Anforderungen an die wärmeübertra-
gende Umfassungsfläche und die Wärmeversorgung gestellt. Folgende Anforderungen wer-
den gestellt: 

 

Tabelle 4-3 Anforderung KfW-Förderprogramm Ökologisch Bauen 

 KfW 60 Haus KfW 40 Haus 

Unterschreitung zulässiger spez. 
Transmissionswärmeverlust 30 % 45 % 

max. spez. Primärenergiebedarf 60 kWh/(m²a) 40 kWh/(m²a) 

 

 

Im optimierten Wärmedämmstandard erfüllt das Wohngebäude die Anforderungen eines 
KfW 40 Hauses, wenn außerdem eine mechanischen Be- und Entlüftungsanlage mit Wär-
merückgewinnung und eine Wasser/Wasser-Wärmepumpe mit Erdgasbrennwertkessel zum 
Einsatz kommen. 

 

 

Für Nichtwohngebäude kann bei Unterschreitung des Gesamtprimärenergieverbrauchs um 
mindestens 25 % bezogen auf die gültige Energieeinsparverordnung der GreenBuilding-
Partner Status erworben werden. Dies stellt eine freiwillige Selbstverpflichtung für Energieef-
fizienz in Nichtwohngebäuden dar. Wenn alle Anforderungen erfüllt sind, verleiht die Europä-
ische Kommission das Prädikat „GreenBuilding-Partner“. Die europäische Plakette „Green-
Building“ zeigt, dass das Gebäude moderne Energieeffizienz aufweist. 
Mit dem optimierten Wärmedämmstandard, dem Einsatz von mechanischen Be- und Entlüf-
tungsanlagen mit Wärmerückgewinnung sowie entweder einem Erdgasbrennwertkessel 
oder einer Wasser/Wasser-Wärmepumpe mit Erdgasbrennwertkessel als Spitzenlastkessel 
werden die Anforderungen erfüllt. 
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5 Zusammenfassung 
Im Zuge der Stadtsanierung in Oberwesel wird am Schaarplatz ein Wohn- und Geschäfts-
gebäude mit Tiefgarage zwischen die bestehende Nachbarbebauung errichtet. Neben einem 
Hotel- und einem Gastronomiebetrieb sind in den oberen Geschossen hochwertige Wohn-
räume geplant. Für das Objekt ist die zentrale Lage im Welterbe Mittelrheintal von besonde-
rer Bedeutung. Zum Ausbau des Tourismus in der Region ist das Vorhalten moderner Hotel-
lerie- und Gastronomiebetriebe notwendig. Dazu müssen auch Altstadtbebauungen umge-
baut oder erneuert werden. Vor diesem Hintergrund bietet sich das Neubauvorhaben als 
Modellprojekt für ein energieeffizientes Bauen in der Stadtsanierung an. 

 

Im ersten Schritt wurde der Wärmedämmstandard bezogen auf die Mindestanforderungen 
der Energieeinsparverordnung optimiert. Bedingt durch den Denkmalschutz und die benach-
barte Bebauung wurde ein innovativer Dämmstoff mit einer geringen Wärmeleitfähigkeit und 
entsprechend geringerer Schichtdicke als bei konventionellen Dämmstoffen für die Außen-
wände ausgewählt. Die opaken Bauteile weisen einen U-Wert von 0,13 bis 0,30 W/(m²K) 
und die Fenster 0,8 W/(m²K). Der Jahresheizwärmebedarf im optimierten Wärmedämm-
standard unterschreitet den Jahresheizwärmebedarf im EnEV-Standard um etwa 36 %. 
Auch die Gebäudeheizlast verringert sich um ca. 40 %. 

 

Für die Wärmeversorgung des Wohn- und Nichtwohngebäudes im optimierten Wärme-
dämmstandard wurde als konventionelle Anlage ein Erdgasbrennwertkessel angesetzt. Im 
Vergleich dazu wird mit einer Grundwasserwärmepumpe zur Grundlastabdeckung und ein 
Erdgasbrennwertspitzenlastkessel der Jahreswärmebedarf mit einem Anteil regenerativer 
Energie gedeckt. 

Während sich die beiden Varianten im Investitionskostenvergleich stark unterscheiden, lie-
gen vergleichbare Wärmepreise vor. Die Wärmepumpenvariante kann die fast doppelt so 
hohen Investitionskosten über die geringeren Verbrauchskosten ausgleichen, sodass sich 
vergleichbare Jahreskosten und Wärmepreise ergeben. Durch die geringeren laufenden 
Kosten (Verbrauchs- und Betriebskosten) der Wärmepumpenvariante resultieren für die 
Mehrinvestitionskosten gegenüber einem konventionellen Erdgasbrennwertkessel ca. 13 
Jahre als statische Amortisationszeit unter Berücksichtigung des Zuschusses. 

In einer Sensitivitätsbetrachtung zum Wärmepreis abhängig von den Energiepreisen zeigte 
sich, dass ein konventioneller Erdgasbrennwertkessel stärker vom Energiepreis abhängt als 
die Wärmepumpenvariante. In einer weiteren Sensitivitätsbetrachtung wurde der Wärme-
preis abhängig vom Wärmedämmstandard bestimmt. Die Wärmepumpenvariante ist ab et-
wa 40 kWhth/(m²a) günstiger als ein konventioneller Erdgasbrennwertkessel, was auf den 
geringeren laufenden Kosten beruht. 

 

Die ökologische Bewertung der Wärmeversorgungsvarianten erfolgte mit den CO2-
Äquivalent-Emissionen, den NOx-Emissionen und den Staubemissionen. Die globale Be-
trachtung ergab, dass die Wärmepumpenvariante ca. 14 % geringere CO2-Äquivalent- und 
etwa 11 % niedrigere NOx-Emissionen aber rund 45 % höhere Staubemissionen aufweist. 
Allerdings emittiert die Wärmepumpe lokal keine Emissionen. 
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Aus Gründen des Denkmalschutzes entfällt die Möglichkeit einer Fotovoltaikanlage und ei-
ner solarthermischen Anlage. Dennoch wurde das Potential des Wohn- und Geschäftsge-
bäudes aufgezeigt. 
So könnte eine solarthermische Anlage zur Unterstützung der Trinkwassererwärmung für die 
Wohnungen auf einem Südsüdwestdach installiert werden. Rund 34 m² Flachkollektoren 
würden ausreichen, um im Sommer 100 % und im gesamten Jahr rund 60 % des Trinkwas-
serwärmebedarfs abzudecken. 
Die Flachdächer der großen Dachgauben bieten sich zur Installation einer Fotovoltaikanlage 
an. Hierzu wäre auch eine Kunststoffdachbahn mit integrierter Fotovoltaik geeignet. Insge-
samt könnten ca. 7 kW installiert werden. Damit sich die Anlagen innerhalb des Zeitraums 
mit EEG-Einspeisevergütung amortisieren, dürfen die Nettoinvestitionskosten höchstens 
rund 25.100 € betragen. Die Vergütung im ersten Jahr würde sich auf etwa 2.340 €/a belau-
fen. 

 

Sowohl für das Wohn- als auch für das Nichtwohngebäude wurde ein Energiebedarfsaus-
weis erstellt. Auf Grundlage des optimierten Wärmedämmstandards in Verbindung mit einer 
mechanischen Be- und Entlüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung und eine Was-
ser/Wasser-Wärmepumpe mit Erdgasbrennwertkessel werden die Höchstwerte der Ener-
gieeinsparverordnung deutlich unterschritten. Unter diesen Voraussetzungen erfüllt das 
Wohngebäude die Anforderungen eines KfW 40 Hauses. Für das Nichtwohngebäude be-
steht die Möglichkeit, den GreenBuilding Status zu erhalten, für den ein um 25 % geringerer 
Primärenergiebedarf in Bezug auf die Energieeinsparverordnung gefordert wird. 

 

 

Fazit 

Für das Wohn- und Geschäftsgebäude sollte der optimierte Wärmedämmstandard favori-
siert werden, denn dadurch und durch eine kontrollierte Lüftung mit mechanischer Be- und 
Entlüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung verringert sich der Jahresheizwärmebedarf, 
der mit einer Wärmeversorgungsanlage zu decken ist. Zur Wärmeversorgung bietet sich 
eine Grundwasser-Wärmepumpe als Grundlastanlage mit einem Erdgasbrennwertspitzen-
lastkessel an. Mit diesen Maßnahmen stellt sich das Projekt unter den gegebenen Rahmen-
bedingungen wie der Denkmalschutz und die benachbarte Bebauung energieeffizient dar. 


